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Die Europäische Kommission hat im April einen umstrittenen 
Richtlinienentwurf zu Schadensersatzklagen wegen Kartell-
rechtsverstößen in die interne Abstimmung eingebracht. Einige 
der Vorschläge würden Zivilklagen gegen Kartellmitglieder 
auch in Deutschland deutlich erleichtern. Zahlreiche Verbände 
und Organisationen, aber auch Regierungen und Kritiker aus 
dem Europäischen Parlament (EP) befürchten eine Klage-
industrie nach US-amerikanischem Muster. Die Kommission 
beabsichtigt offenbar, noch vor der Sommerpause ihren 
Richtlinienentwurf zu veröffentlichen.

Die Kommission hatte in ihrem Weißbuch vom April 2008 zu-
nächst sogenannte Opt-in-Gruppenklagen vorgeschlagen 
(vgl. unser Newsletter 3. Quartal 2008). Dabei müssen die 
Geschädigten aktiv der Klage beitreten („opt in“). Auf diese 
Weise werden sie namentlich identifiziert, und ihr jeweiliger 
Schaden wird konkret beziffert. Ein solches Vorgehen ist im 
deutschen Recht auch jetzt bereits grundsätzlich möglich. So 
macht beispielsweise das belgische Unternehmen Cartel Da-
mage Claims (CDC) vor deutschen Zivilgerichten gegen die 
Mitglieder des Wasserstoffperoxid- und des Zement-Kartells 
Forderungen in Höhe von mehreren hundert Millionen Euro 
geltend, die die geschädigten Unternehmen zuvor an CDC 
abgetreten hatten. Diese Vorgehensweise hat der Bundesge-
richtshof jüngst ausdrücklich für zulässig erklärt (Entschei-
dung vom 7. April 2009, Az. KZR 42/08). Für Klagen einer 
Vielzahl von geschädigten Verbrauchern wäre sie jedoch wenig 
praktikabel.

Die Kommission will daher zusätzlich Sammelklagen ermögli-
chen. Dabei sollen bestimmte „qualifizierte Einheiten“ (z. B. 
ein Verband) im eigenen Namen für eine im Vorhinein abstrakt 
zu bestimmende Gruppe von Geschädigten gegen die Kar-
tellmitglieder klagen dürfen („representative action“). Die 
Kommission will in diesem Zusammenhang offenbar die bloße 
„Identifizierbarkeit“ der Geschädigten genügen lassen. Diese 
müssen der Klage nicht aktiv beitreten, sondern sich umge-
kehrt ausdrücklich von ihr distanzieren („opt out“), wenn sie 
sich nicht beteiligen möchten. Dies kommt nach Auffassung 
vieler Kritiker praktisch den Opt-out-Gruppenklagen nach 
US-amerikanischem Vorbild nahe. Da dort insbesondere Ver-
braucher von der Ausstiegsmöglichkeit nur selten Gebrauch 
machen, wird regelmäßig eine Drohkulisse aufgebaut, die die 

Beklagten zum Vergleich zwingen soll. Auch die Ermittlung 
der genauen Höhe und die Verteilung des Schadensersatzes 
werden erschwert.

Die Kommission fordert zudem in Anlehnung an die angel-
sächsischen Disclosure-Regeln eine Möglichkeit für nationale 
Gerichte, Prozessparteien oder Dritte zur Offenlegung von 
Beweismitteln zu verpflichten. Zwar sind bestimmte Doku-
mente aus der Sphäre des Beklagten (z. B. interne Preis-
kalkulationen) für die Kläger oft kaum zugänglich. Mit den 
geplanten neuen Regelungen aber könnte ein Beklagter ver-
pflichtet werden, Beweismaterial für den Kläger zu liefern. 
Auch besteht bei derartigen Anordnungen immer die Gefahr 
einer missbräuchlichen Ausforschung des Prozessgegners. 

Auf die insbesondere vom EP geforderte Abstimmung ihres 
Vorstoßes mit den Überlegungen der Generaldirektion Ver-
braucherschutz über kollektive Rechtsdurchsetzungsverfahren 
für Verbraucher will die Wettbewerbskommissarin offenbar 
verzichten. Es könnte eines der letzten Projekte von Frau 
Kroes sein, deren Amtszeit im Herbst 2009 endet. 

Franz-Rudolf Groß, LL.M.
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft, Düsseldorf
franz-rudolf.gross@luther-lawfirm.com
Telefon +49 (211) 5660 11366
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Fünf Mobilfunknetz-Betreibern (T-Mobile, KPN, Orange, Voda-
fone und O2) wird vorgeworfen, sich über Ausmaß, Zeitpunkt 
und Modalitäten einer beabsichtigten Senkung von Vergü-
tungen ausgetauscht zu haben, die sie Vertragshändlern für 
den Abschluss von Handy-Verträgen mit Endkunden zahlen. 
Das Besondere des Falles: Die Unternehmen haben auf nur 
einem einzigen Treffen über ihre Absichten gesprochen!

Die niederländische Kartellbehörde, die Geldbußen verhängt 
hat, sieht in dem einmaligen Informationsaustausch eine ab-
gestimmte Verhaltensweise im Sinne des Kartellverbots. Im 
Rechtsstreit über die Geldbußen legte das niederländische 
Gericht dem EuGH mehrere Fragen vor, auf die dieser in sei-
nem am 4. Juni 2009 ergangenen Urteil antwortete.

Für den EuGH verfolgt der Informationsaustausch zwischen 
den Unternehmen dann einen wettbewerbswidrigen Zweck, 
wenn der Austausch geeignet ist, deren Unsicherheiten über 
den Zeitpunkt, das Ausmaß und die Modalitäten der Preisan-
passungen auszuräumen. Das niederländische Gericht müsse 
prüfen, ob die Informationen, die zwischen den Mobilfunknetz-
Betreibern ausgetauscht wurden, geeignet waren, derartige 
Unsicherheiten auszuräumen. Bezwecke eine abgestimmte 
Verhaltensweise die Einschränkung des Wettbewerbes, dann 
komme es nicht darauf an, ob der Wettbewerb tatsächlich 
eingeschränkt worden sei. 

Der EuGH hatte in seiner früheren Rechtsprechung bereits 
die Kausalitätsvermutung aufgestellt, dass die an einer Ab-
stimmung beteiligten Unternehmen die mit ihren Wettbewer-
bern ausgetauschten Informationen bei der Bestimmung 
ihres Marktverhaltens berücksichtigen. Im aktuellen Urteil hat 
der EuGH die Pflicht der nationalen Richter bekräftigt, diese – 
widerlegbare – Kausalitätsvermutung anzuwenden. Sie ergebe 
sich aus dem europäischen Kartellverbot und sei „integraler 
Bestandteil des anwendbaren Gemeinschaftsrechts“. Sie 
gelte auch dann, wenn sich Wettbewerber nur ein einziges 
Mal abgestimmt hätten. Denn abhängig vom Gegenstand der 
Abstimmung könne auch eine punktuelle Kontaktaufnahme 
ausreichen, um den von den beteiligten Unternehmen ange-
strebten wettbewerbswidrigen Zweck in die Tat umzusetzen.

Dr. Helmut Janssen, LL.M., Partner
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft, Brüssel
helmut.janssen@luther-lawfirm.com
Telefon +32 (2) 6277 763 
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Urteil des EuGH in der Sache „Niederländische Mobilfunknetz-Betreiber“

Seit der 7. GWB-Novelle im Juli 2005 sind Preisempfehlungen 
in weit größerem Umfang zulässig als nach früherem deut-
schen Recht. Dies bedeutet jedoch nicht, dass das Bundes-
kartellamt oder auch die Europäische Kommission jegliche 

Preisempfehlungen, seien sie nun als unverbindlich gekenn-
zeichnet oder nicht, als unbedenklich ansieht. Dies zeigte 
jüngst der Fall der Brillenglashersteller (vgl. Pressemitteilung 
des Bundeskartellamts vom 25. März 2009).

Preisempfehlungen – 
kartellrechtlich unbedenklich?
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In einer jahrzehntelangen Tradition hatten die Brillenglasher-
steller in ihren Katalogen unverbindliche Preisempfehlungen 
herausgegeben, welche die Handwerksleistung des Augen-
optikers bereits einschlossen. Da sich ein großer Teil der klei-
nen und mittelständischen Augenoptiker an die unverbind-
lichen Preisempfehlungen der Brillenglashersteller gehalten 
hat, vertritt das Bundeskartellamt die Auffassung, dass sich 
diese unverbindlichen Preisempfehlungen am Markt faktisch 
wie Fest- bzw. Mindestpreise ausgewirkt haben. Ende März 
2009 hat das Bundeskartellamt bekanntgegeben, dass es in 
seinem wegen dieser Praxis eingeleiteten Verfahren gegen 
Brillenglashersteller erreicht hat, dass ab April 2009 die großen 
Brillenglashersteller Essilor, Rupp und Hubrach, Rodenstock, 
Zeiss und Hoya die Mitteilung unverbindlicher Preisempfeh-
lungen aufgeben. 

Preisempfehlungen sind kartellrechtlich zulässig, sofern sie 
sich nicht infolge der Ausübung von Druck oder der Gewäh-
rung von Anreizen tatsächlich wie Fest- oder Mindestverkaufs-
preise auswirken. Nach der Rechtsprechung des EuGH darf 
die eigentlich einseitige Preisempfehlung des Herstellers zu-
dem auch keine aufeinander abgestimmte Verhaltensweise 
zwischen dem Hersteller und dem Händler, z. B. durch still-
schweigende Zustimmung des Händlers, hinsichtlich der tat-
sächlichen Anwendung bei der Preisfestsetzung darstellen. 
Allein das Befolgen einer Empfehlung in nennenswertem Um-
fang kann ggf. als „Vereinbarung“ angesehen werden. Die 
Abgrenzung zwischen Zulässigkeit und Unzulässigkeit einer 
Preisempfehlung kann in der Praxis sehr schwierig sein.

Ein Beispiel für die Konstellation, dass sich eine unverbind-
liche Preisempfehlung aufgrund der Ausübung von Druck 
bzw. der Gewährung von Anreizen faktisch wie eine Min-
dest- bzw. Festpreisbindung ausgewirkt hat, ist der im Mai 
letzten Jahres vom Bundeskartellamt bebußte Fall „Bayer 
Vital“ (vgl. Pressemitteilung des Bundeskartellamts vom 
28. Mai 2008). In diesem hatte die Bayer Vital GmbH auf die 
Wiederverkaufspreise von ihren nicht verschreibungspflich-
tigen Arzneimitteln in Apotheken Einfluss genommen. Diese 
Art von Arzneimitteln unterliegen seit Anfang 2004 nicht 
mehr der Preisbindung. Bayer-Vital hat jedoch Apotheken 
in den Zielvereinbarungen zusätzliche Rabatte für die Posi-
tionierung der Bayer-Produkte als Premium-Produkte bzw. 
sogenannte Partnerschaftsboni zugesagt. Diese Vergüns-
tigungen konnten aber nur dann erreicht werden, wenn die 
Apotheken die Arzneimittel überwiegend zu Preisen, welche 
der unverbindlichen Preisempfehlung von Bayer-Vital ent-
sprachen, verkauften.

Im Brillenglas-Fall werden nach der Prognose des Bundeskar-
tellamts durch den Preisempfehlungsverzicht der großen Bril-
lenglashersteller die Augenoptiker ihre Preise künftig zuneh-

mend eigenständig kalkulieren. Aufgrund der jahrzehntelangen 
Tradition und der noch vorhandenen, aber auslaufenden Kata-
loge der Brillenglashersteller bei den Augenoptikern werde sich 
die positive wettbewerbliche Wirkung aber voraussichtlich erst 
in den nächsten Monaten voll entfalten.

Für die Zukunft sieht das Bundeskartellamt durchaus die 
Möglichkeit, dass die Brillenglashersteller wieder Preisem-
pfehlungen aussprechen können – jedoch erst dann, wenn 
sich diese Preisempfehlungen nicht wie bisher als Fest- oder 
Mindestpreise auswirken, sich also die branchenübliche Praxis 
dahingehend geändert hat, dass die Augenoptiker ihre Preise 
eigenständig kalkulieren.

Preisempfehlungen werden aber auch außerhalb der EU 
durchaus kritisch gesehen. So betrachtet auch die schweize-
rische Wettbewerbskommission Preisempfehlungen genauer 
und hat eine Liste aufgestellt, welche Umstände bei der kar-
tellrechtlichen Bewertung zu beachten sind. Eines der Krite-
rien ist beispielsweise, ob die Preisempfehlungen tatsächlich 
von einem bedeutenden Teil der Weiterverkäufer oder Händ-
ler befolgt werden.

Es bleibt festzuhalten, dass Preisempfehlungen kartellrecht-
lich nach wie vor nicht unproblematisch sind. Wie die ange-
führten Beispiele zeigen, empfiehlt sich im Rahmen einer 
wirksamen Compliance auch bei Preisempfehlungen, das Kar-
tellrecht nicht aus dem Auge zu verlieren.

Dr. Thomas Kapp, LL.M., Partner
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft, Stuttgart
thomas.kapp@luther-lawfirm.com
Telefon +49 (711) 9338 12893
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Compliance in der Unternehmerpraxis 

  Bibliographie
 Herausgegeben von Dr. Gregor Wecker und Hendrik van Laak 

 2. Auflage, Gabler Verlag 2009 
 ca. 230 S. Br., ca. 44,90 Euro
 ISBN 978-3-8349-1660-0 

  voraussichtlicher Erscheinungstermin: 20. Juli 2009 

Zum Inhalt
Das Buch stellt die Grundlagen rechtlicher Compliance und die Umsetzung im Unternehmen dar. In Einzelbeiträgen zeigen 
ausgewiesene Experten, wie ein Unternehmen die Rechtmäßigkeit seines Handelns gewährleisten kann – von der Identifika-
tion der rechtlichen Risiken, über die Ermittlung des Handlungsbedarfs, bis zum Entwickeln und Umsetzen organisatorischer 
Maßnahmen. Neben Antworten auf die grundsätzlichen Fragen zu den Pflichten der Geschäftsleitung und dem Aufbau einer 
Compliance-Organisation gibt das Werk wesentliche Hinweise zur Compliance in den Bereichen Arbeitsrecht, Außenwirtschaft, 
IP und IT, Auslandsrisiken, M&A. Das Kapitel „Kartellrechts-Compliance“ stammt aus der Feder von Dr. Helmut Janssen, 
Brüsseler Partner der Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH. Die 2. Auflage bringt den Text durchgängig auf den Stand vom 
1. Mai 2009.
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    Rekordgeldbuße – 1,06 Mrd. Euro: Im Mai hat die Euro-
päische Kommission gegen die Intel Corporation wegen 
des Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung eine 
Rekordgeldbuße in Höhe von 1,06 Mrd. Euro verhängt. Da-
neben wurde angeordnet, dass Intel die rechtswidrigen Ver-
haltensweisen, soweit noch praktiziert, unverzüglich einstellt. 
Nach Auffassung der Kommission hat Intel als Marktbeherr-
scher mit einem Marktanteil von mindestens 70 % auf dem 
weltweiten Markt für CPUs mit x86-Architektur seine Markt-
beherrschung auf zwei verschiedene Arten ausgenutzt. Zum 
einen wurden Computerherstellern, welche alle bzw. fast alle 
ihre CPUs mit x86-Architektur von Intel bezogen, Rabatte 
gewährt. Zudem erfolgten direkte Zahlungen von Intel an 
große Einzelhändler, wenn diese nur Computer mit Intel-
CPUs mit x86-Architektur am Lager führten. Ferner er-
folgten direkte Zahlungen an Computerhersteller für die 
Einstellung bzw. Verzögerung der Einführung bestimmter 
Computer mit Konkurrenz-CPUs mit x86-Architektur. 

    Durchsuchung I: Das Bundeskartellamt hat Ende April 
laut Presseberichten die Zentrale des Lebensmitteleinzel-
händlers EDEKA in Hamburg durchsucht. Es besteht der 
Verdacht, dass EDEKA seine Nachfragemacht nach der 
Übernahme von Plus mit sachlich nicht gerechtfertigten 
Forderungen wie sog. „Hochzeitsrabatten“ sowie verschie-
dene weitere Boni und Vergünstigungen ausgenutzt hat.

  Durchsuchung II: Ende März hat das Bundeskartellamt 
laut Presseberichten drei Unternehmen der Zuckerindu-
strie, u. a. die Südzucker AG, sowie drei Industrieverbände 
der Branche wegen des Verdachts von Gebiets-, Mengen- 
und Preisabsprachen sowie von Kundenschutzabkommen 
durchsucht. Hinsichtlich der drei Verbände bestehe der Ver-
dacht der Beteiligung an einem Marktinformationssystem.

  Arzneimittel:  Arzneimittel:   Das Bundeskartellamt hat die Ermittlungen 
gegen die Grünenthal GmbH und die Infectopharm GmbH 
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wegen Preisabsprachen im Bereich der Colistin-haltigen 
Antibiotika abgeschlossen. Gegen Grünenthal wurde kein 
Bußgeld verhängt, da das Unternehmen dem Bundes-
kartellamt das Kartell unter Inanspruchnahme der Bonus-
regelung zur Kenntnis gebracht hatte. Gegen Infecto-
pharm wurde aufgrund der geringen finanziellen Bedeu-
tung der Preisabsprache und des niedrigen Marktanteils 
des Unternehmens ebenfalls kein Bußgeld verhängt. Die 
beiden Unternehmen haben die abgesprochenen Preiser-
höhungen zurückgenommen, die bei den Krankenkassen 
entstandenen Mehrkosten werden durch die Unterneh-
men ausgeglichen.

    Entflechtung von Krankenhäusern: Das Bundeskartell-
amt hat im Mai 2009 das Entflechtungsverfahren gegen das 
Universitätsklinikum Tübingen und den Zollernalbkreis auf-
grund der durch die Unternehmen selbst vorgenommenen 
Rückabwicklung des Zusammenschlusses eingestellt. Die 
Unternehmen hatten 2003/2004 den Betrieb von drei Zol-
lernalb-Kliniken einer neu gegründeten paritätisch gehalte-
nen Gesellschaft ohne vorherige Zusammenschlusskon-
trolle durch das Bundeskartellamt überantwortet. Im 2007 
eingeleiteten Entflechtungsverfahren gelangte das Bundes-
kartellamt zur Auffassung, dass durch den Zusammen-
schluss marktbeherrschende Stellungen verstärkt wurden. 
Mit der selbst vorgenommenen Rückabwicklung vermieden 
die Unternehmen die drohende Anordnung von Entflech-
tungsmaßnahmen seitens des Bundeskartellamtes.

  EuGH zu Fremdbesitzverbot von Apotheken: Der 
EuGH hat am 19. Mai 2009 entschieden, dass nationale 
Rechtsvorschriften, welche den Besitz und Betrieb einer 
Apotheke ausschließlich Apothekern vorbehalten, nicht 
gegen das Gemeinschaftsrecht verstoßen. Zwar be-
schränken solche Regelungen die Niederlassungsfreiheit 
und den freien Kapitalverkehr, jedoch sind sie gerecht-
fertigt durch das Ziel der Gewährleistung einer sicheren 
und qualitativ hochwertigen Arzneimittelversorgung der 
Bevölkerung. Die Entscheidung des EuGH erfolgte 
in zwei verbundenen Rechtssachen, u. a. in Beantwor-
tung einer Vorlagefrage des Verwaltungsgerichts des 
Saarlandes. Im saarländischen Verfahren ging es um die 
Erteilung der Erlaubnis des zuständigen saarländischen 
Ministeriums für die Aktiengesellschaft DocMorris, eine 
Filialapotheke in Saarbrücken zu betreiben.

  Bußgelder gegen Flüssiggas-Unternehmen: Mitte 
April 2009 hat das Bundeskartellamt gegen die Flüssiggas-
Unternehmen Westfalen AG und Propan Rheingas GmbH 
& Co. KG Bußgelder in Höhe von insgesamt 41,4 Mio. Euro 
wegen Kundenschutzabsprachen und flankierenden Preis-
abstimmungen auf den Märkten für Tank- und Flaschengas 

im Zeitraum von 1997 bis zur Durchsuchung im Mai 2005 
verhängt. Das Bundeskartellamt hat bereits Ende 2007 
und Anfang 2008 gegen neun Unternehmen der Flüssig-
gas-Branche sowie deren Geschäftsführer wegen derar-
tiger Absprachen Bußgelder in Höhe von insgesamt ca. 
209 Mio. Euro verhängt.

  Kraftstoffsektor: Das Bundeskartellamt hat Ende April 
2009 die geplante Übernahme des ostdeutschen Tank-
stellennetzes der OMV Deutschland GmbH durch die Total 
Deutschland GmbH untersagt. Durch den Zusammen-
schluss sei eine Verstärkung der marktbeherrschenden 
Stellungen von Total zusammen mit Shell, BP, Conoco-
Phillips und ExxonMobil beim Absatz von Diesel- und 
Ottokraftstoff auf den relevanten regionalen Tankstellen-
märkten zu erwarten. Neben dem Anwachsen der Markt-
anteile des marktbeherrschenden Oligopols auf bis zu 
80 – 85 % würde zudem einer der stärksten Wettbewerber 
ausgeschaltet. Die Untersagung ist eine erste Konsequenz 
aus der im vergangenen Jahr eingeleiteten Sektorunter-
suchung Kraftstoffe, welche vor allem die vorgelagerten 
Beschaffungsmärkte, sowohl im Großhandel als auch in 
der Erzeugung, untersucht. Wichtigstes Zwischenergeb-
nis der Sektoruntersuchung ist, dass ein bedeutendes 
Hindernis für mehr Wettbewerb im Kraftstoffsektor in der 
hohen vertikalen und horizontalen Konzentration in diesem 
Bereich liegt. Die fünf Unternehmen Total, Shell, BP, Cono-
coPhillips und ExxonMobil sind über alle Stufen der Mineral-
ölwirtschaft integrierte Unternehmen und sind sowohl im 
Einzelhandel als auch auf den Beschaffungsmärkten und 
im Transportsektor tätig. 

  Sektoruntersuchung Stromwirtschaft: Das Bundes-
kartellamt hat im Frühjahr 2009 laut Presseberichten eine 
Sektoruntersuchung in der Stromwirtschaft zur Untersu-
chung der Preisgestaltung auf der Großhandelsstufe ein-
geleitet. Hierfür hat das Bundeskartellamt bei mehreren 
Stromversorgern, u. a. E.ON, RWE, EnBW und Vatten-
fall, Informationen z. B. zu Kosten der Stromerzeugung 
und zur Einsatzplanung der Kraftwerke angefordert. Das 
Bundeskartellamt gehe keinem konkreten Verdacht nach, 
jedoch könnten die Ergebnisse der Sektoruntersuchung 
ggf. zu Verfahren führen.

  Gasnetze: Die Europäische Kommission hat die von RWE 
angebotene Verpflichtungszusage zur Veräußerung sei-
nes westdeutschen Gasfernleitungsnetzes einschließlich 
der erforderlichen Mitarbeiter und der dazugehörigen Ver-
mögenswerte und Dienstleistungen angenommen. RWE 
räumt mit der Verpflichtungszusage Bedenken der Euro-
päischen Kommission aus, dass das Unternehmen seine 
beherrschende Stellung im Bereich des RWE-Gasfernlei-



tungsnetzes dazu missbraucht haben könnte, Wettbewer-
bern den Zugang zu diesem Netz zu versperren. 

  Fluglinien-Allianzen: Die Europäische Kommission hat 
Ende April 2009 Kartellverfahren gegen verschiedene Flug-
gesellschaften, welche Transatlantikflüge durchführen, er-
öffnet. Es besteht der Verdacht, dass die Unternehmen Air 
Canada, Lufthansa und United Airlines – Mitglieder der Star 
Alliance –, Continental, sowie die American Airline, British 
Airways und Iberia – Mitglieder der oneworld alliance –, 
ihre wettbewerblichen Aktivitäten hinsichtlich Transatlantik-
flügen koordinieren. 

  Zementkartell: Der BGH hat Anfang April 2009 die Zu-
lässigkeit der kartellrechtlichen Schadensersatzklage des 
Unternehmens Cartel Damage Claim (CDC) bestätigt. Das 
Bundeskartellamt hatte im Frühjahr 2003 wegen Kartellab-
sprachen hohe Bußgelder gegen sechs Zementhersteller 
verhängt. CDC hat sich von zahlreichen Zementabnehmern 
deren Schadensersatzansprüche gegen die Zementher-
steller abtreten lassen und macht diese gerichtlich geltend.

  Subunternehmer-Vertrag: Der BGH hat entschieden, 
dass für die restriktive Auslegung des deutschen Kartell-
verbots, z. B. bei Subunternehmer-Verträgen, eine durch 
den Vertragszweck gebotene Notwendigkeit bestehen 
muss. In früheren Entscheidungen hatte der BGH für eine 
restriktive Auslegung ein anzuerkennendes Interesse aus-
reichen lassen. Dies sei nach der Gleichstellung vertikaler 
und horizontaler Vereinbarungen durch die 7. GWB-Novelle 
nicht mehr möglich.

  Zwangslizenzeinwand: Der Bundesgerichtshof hat An-
fang Mai 2009 bei Unterlassungsbegehren eines Patent-
inhabers den kartellrechtlichen sog. Zwangslizenzeinwand 
grundsätzlich zugelassen. Hiernach können Lizenznutzer 
einwenden, dass der Patentinhaber mit der Weigerung der 
Gestattung der Nutzung seine marktbeherrschende Stel-
lung missbrauche. Dem diskriminierenden Patentinhaber ist 
die Durchsetzung des patentrechtlichen Unterlassungsan-
spruches verwehrt, da dies einen Missbrauch der marktbe-
herrschenden Stellung darstellen würde. Der Lizenznutzer 
muss für die Nutzung des Patents jedoch auch bei einem 
rechtswidrig verweigerten Lizenzvertrag die Zahlung einer 
angemessenen Lizenzgebühr sicherstellen. 

  Microsoft: Das Bundeskartellamt hat Anfang April 2009 
gegen die Microsoft Deutschland GmbH ein Bußgeld in 
Höhe von 9 Mio. Euro wegen der wettbewerbswidrigen 
Einflussnahme auf den Wiederverkaufspreis des Software-
pakets „Office Home & Student 2007“ verhängt. Das Soft-
warepaket wurde mit finanzieller Unterstützung von Micro-

soft u. a. durch einen bundesweit tätigen Einzelhändler be-
worben. Mitarbeiter des Einzelhändlers und von Microsoft 
hatten sich mehrmals über den Wiederverkaufspreis des 
Softwarepakets verständigt.

  Ergänzung einer Zusammenschlussfreigabe: Die 
Freigabeentscheidung, welche das Bundeskartellamt im 
Jahr 2005 mit Auflagen für das Zusammenschlussvorha-
ben Werhahn u. a. erteilt hat, hat das Bundeskartellamt 
nun Anfang März 2009 um weitere Auflagen ergänzt. Ge-
gen die damalige Freigabeentscheidung war durch eine 
Beigeladene Beschwerde zum OLG Düsseldorf eingelegt 
worden, das Beschwerdeverfahren ist weiterhin beim OLG 
Düsseldorf anhängig. Bei der Ergänzung hat das Bundes-
kartellamt sich auf die §§ 48 ff. VwVfG gestützt. Es hat 
diese Normen für grundsätzlich anwendbar angesehen, 
wenn das Bundeskartellamt im Drittbeschwerdeverfahren 
gegen eine Fusionsfreigabe die Rechtswidrigkeit ihrer Ver-
fügung erkennt.

  SoFFin/Hypo Real Estate: Die Europäische Kommis-
sion hat den Erwerb der Hypo Real Estate durch den deut-
schen Sonderfonds Finanzmarktstabilisierung fusions-
kontrollrechtlich geprüft und freigegeben. Es handelt sich 
um den ersten Fall einer EU-fusionskontrollrechtlichen 
Prüfung der Verstaatlichung einer Bank in der derzeitigen 
Finanzkrise. Die beihilferechtliche Prüfung des Vorhabens 
erfolgt in einem gesonderten Verfahren.

  Coca-Cola: Das chinesische Wirtschaftsministerium hat 
den geplanten Erwerb des chinesischen Fruchtsafther-
stellers Huiyuan durch Coca Cola nach dem chinesischen 
Antimonopolgesetz untersagt. Es handelt sich hierbei um 
die erste Untersagung eines Zusammenschlusses seit das 
Antimonopolgesetz zum 1. August 2008 in Kraft getreten ist.
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Aktuelle Veranstaltungen

Termin

3. September 2009

24. September 2009

7. Oktober 2009

Thema/Referent

Kartellrechtsfrühstück
„Zusammenarbeit und Wettbewerb in Zeiten der Rezession“
(Verschiedene Referenten aus dem Beratungsfeld Kartell- und EU-Recht)

Kartellrechtsfrühstück 
„Zusammenarbeit und Wettbewerb in Zeiten der Rezession“ 
(Verschiedene Referenten aus dem Beratungsfeld Kartell- und EU-Recht)

Kartellrechtsfrühstück 
„Zusammenarbeit und Wettbewerb in Zeiten der Rezession“ 
(Verschiedene Referenten aus dem Beratungsfeld Kartell- und EU-Recht)

Veranstalter/Ort

Luther/
Essen

Luther/
Hannover

Luther/
Leipzig

Weitere Informationen zu den Veranstaltungen der Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH finden Sie auf unserer 
Homepage unter dem Stichwort „Termine“.
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Aktuelle Veröffentlichungen

Kapp:

Kapp:

Kapp:

Kapp/Schumacher:

EU-Kommission schafft Möglichkeit für Verfahrensbeschleunigung
in: PLATOW RECHT, Febr. 2009, S. 5 

Das Europäische Beihilfenrecht: Eine neue Bedrohung für die Krankenhausfi nanzierung?
in: EY Healthcare News, April 2009, S. 18 - 19

Was ist eigentlich …
… die zweite Inlandsumsatzschwelle?
in: Finance Magazin, Mai 2009, S. 29

„Das ETI-Urteil des EuGH: Nichts Neues aus Luxemburg?“
in: Zeitschrift für Wettbewerbsrecht (ZWeR), 2009 (zum Abdruck in Heft 3 vorgesehen)
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